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I. Die politische Lage in Deutschland

 Fraktionsvorstand berät Arbeitsprogramm der nächsten Monate. Die Klau-

surtagung des Fraktionsvorstandes am vergangenen Mittwoch und Donnerstag

markierte den Auftakt zur zweiten parlamentarischen Halbzeit des Jahres, die

von einer Reihe weit reichender politischer Reformen geprägt sein wird. Im Zent-

rum der Beratungen standen der Bundeshaushalt des Jahres 2011 und die mit-

telfristige Finanzplanung bis zum Jahr 2014, mit denen wir die Schuldenbremse

einhalten und die finanziellen Grundlagen für ein solidarisches Gemeinwesen

dauerhaft sichern; das Energiekonzept der Bundesregierung, mit dem wir erst-

mals die Voraussetzungen für einen umfassenden Ausbau der erneuerbaren

Energien schaffen und Deutschland bei bezahlbaren Energiepreisen zur klima-

freundlichsten Volkswirtschaft der Welt machen wollen; sowie die notwendige

Anpassung der Bundeswehr an die sicherheitspolitischen Herausforderungen

des 21. Jahrhunderts.

 Bundeshaushalt 2011 - erster Schritt auf dem Weg zur Einhaltung der

Schuldenbremse. Stand der Bundeshaushalt 2010 noch im Zeichen der Bewäl-

tigung der Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise, stellt die unionsge-

führte Bundesregierung mit dem Bundeshaushalt 2011 und der mittelfristigen

Finanzplanung bis 2014 die Weichen für eine nachhaltige Konsolidierung, um
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bis zum Jahr 2016 die strukturelle Neuverschuldung auf 0,35 Prozent des Brut-

toinlandsproduktes zu reduzieren.

Damit leisten wir vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung einen

wichtigen Beitrag zur dauerhaften Sicherung der finanziellen Handlungsfähigkeit

unseres Staates und zum Erhalt der Stabilität der gemeinsamen europäischen

Währung.

Entscheidendes Kennzeichen der Haushaltspolitik dieser Koalition ist eine Kon-

solidierung, die im Wesentlichen über Ausgabenkürzungen erfolgt und nicht, wie

von der Opposition gefordert, über Steuererhöhungen. Bis zum Jahre 2014 sin-

ken die Ausgaben jahresdurchschnittlich um rund 1,5 Prozent. Mit dem von der

Bundesregierung vorgelegten Zukunftspaket und den darin enthaltenen Maß-

nahmen wird dieser Konsolidierungskurs konkret und gesetzgeberisch umge-

setzt. Die vorgesehenen Kürzungen im sozialpolitischen Bereich sind maßvoll,

stehen im Einklang mit unseren sozialpolitischen Zielen und sind daher auch po-

litisch verantwortbar. So ist die Anrechnung des Elterngeldes – einer Lohner-

satzleistung – bei ALG-II-Beziehern nur gerecht gegenüber jenen, die ihren Le-

bensunterhalt selbst bestreiten. Die Konsolidierung über die Beschränkung der

Ausgaben geht außerdem nicht zu Lasten zukunftsträchtiger Investitionen. Die

Ausgaben für Bildung und Forschung werden, wie vereinbart, um 12 Milliarden

Euro im Zeitraum zwischen 2010 und 2013 erhöht. Damit werden auch die im

Bildungsbereich beschlossenen Maßnahmen für mehr Chancengerechtigkeit

und faire Aufstiegsmöglichkeiten sichergestellt.

 Deutschland soll klimafreundlichste Volkswirtschaft der Welt werden. Mit

der Erarbeitung eines umfassenden Energiekonzeptes hat die christlich-liberale

Koalition einen konkreten Plan zum umfassenden Ausbau der erneuerbaren

Energien vorgelegt. Im Rahmen des in den nächsten Monaten sukzessive um-

zusetzenden Gesamtkonzeptes für eine umweltfreundliche, zuverlässige und

bezahlbare Energieversorgung werden wir nach Jahren rot-grünen Nichtstuns

erstmals die Voraussetzungen dafür schaffen, dass über deutliche Energieein-

sparungen, beispielweise durch verstärkte Anstrengungen im Bereich der Ge-

bäudesanierung, und über den marktkonformen Ausbau erneuerbarer Energien

die Kernkraft in den nächsten Jahrzehnten wirklich zuverlässig ersetzt werden

kann, ohne die Klimaschutzziele zu gefährden. Erforderlich hierfür ist beispiels-
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weise der zügige Ausbau der Netzinfrastruktur, auch im europäischen Zusam-

menhang, und die Entwicklung und Erprobung der Möglichkeiten zur CO2-

Abscheidung.

Um diese Ziele zu erreichen, sind jährliche Investitionen in Höhe von rund 20

Milliarden Euro erforderlich. Bundesregierung und Energieunternehmen haben

sich deshalb darauf verständigt, dass die Mehrerlöse, die aus der durchschnittli-

chen Verlängerung der Laufzeiten der deutschen Kernkraftwerke um 12 Jahre

entstehen, zu einem erheblichen Teil in die Förderung und den Ausbau der er-

neuerbaren Energien fließen. Darüber hinaus sollen durch die befristete Erhe-

bung einer Kernbrennstoffsteuer der Bundeshaushalt entlastet und das Lager

Asse saniert werden. Die aus der Laufzeitverlängerung resultierenden Gewinne

werden damit zum einem ganz erheblichen Teil abgeschöpft. Der Vorwurf der

Opposition, die christlich-liberale Koalition bevorteile einseitig die Energieversor-

gungsunternehmen, ist haltlos.

 Neuausrichtung der Bundeswehr. Das Bundesministerium der Verteidigung

prüft im Rahmen der derzeitigen Reformüberlegungen die Neuausrichtung der

Strukturen der Bundeswehr an die aktuellen sicherheitspolitischen Anforderun-

gen. Bundesminister Karl-Theodor zu Guttenberg hatte hierzu eine Arbeitsana-

lyse in Auftrag gegeben und im Frühjahr 2010 vorgelegt. Anfang September

2010 hat der Generalinspekteur der Bundeswehr einen Bericht zu den Zielen der

Reform und zu möglichen Modellen für die künftige Struktur der Bundeswehr er-

arbeitet. Ausgangspunkt ist die Analyse der sicherheitspolitischen Bedrohungen,

bei denen die klassische Landesverteidigung gegenüber neuen Sicherheitsrisi-

ken und Einsätzen außerhalb des Bündnisgebiets an Bedeutung verliert. Die

Bundeswehr wird sich in Zukunft an friedensstabilisierenden und friedensschaf-

fenden Operationen auch außerhalb des Bündnisgebiets beteiligen. Um ein

wichtiger Faktor in der internationalen Politik bleiben zu können, wird Deutsch-

land einen seinem Gewicht angemessenen Beitrag in NATO und EU leisten

müssen. Dazu sind schnellere und flexiblere Strukturen notwendig. Ziel der Re-

form ist es daher, eine leistungsfähigere und effizientere Organisation zu schaf-

fen.
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Zur Neuausrichtung der Bundeswehr gehört auch die Frage nach der künftigen

Rolle der Wehrpflicht. Der Bericht des Generalinspekteurs enthält sowohl Model-

le mit Wehrpflicht als auch mit ausgesetzter Wehrpflicht.

Die Entscheidung über die Zukunft der Wehrpflicht wird auf den Parteitagen von

CSU (im Oktober) und CDU (im November) getroffen. Zuvor wird die Frage in

einer gemeinsamen Präsidiumssitzung am 25./26. September beraten und auf

sechs Regionalkonferenzen zur Diskussion gestellt werden.

II. Die Woche im Parlament

 In dieser Woche beraten wir den Bundeshaushalt 2011 und die mittelfristige

Finanzplanung bis zum Jahr 2014.

III. Daten und Fakten

 Aufschwung gewinnt an Fahrt und Breite. Die konjunkturelle Entwicklung hat

sich zur Jahresmitte noch einmal deutlich beschleunigt. Das Bruttoinlandspro-

dukt wuchs im zweiten Quartal um 2,2 Prozent und damit so stark wie seit 1991

nicht mehr. Für das Jahr 2010 rechnet das Institut für Weltwirtschaft an der Uni-

versität Kiel inzwischen mit einem gesamtwirtschaftlichen Zuwachs von 3,4 Pro-

zent. Besonders erfreulich ist, dass der Aufschwung in den vergangenen Mona-

ten an Breite gewonnen hat: Neben den boomenden Exporten legten aufgrund

der günstigen Entwicklung am Arbeitsmarkt auch der private Konsum und die

Anlageinvestitionen zu.

(Quellen: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Institut für Arbeitsmarkt-

und Berufsforschung und Institut für Weltwirtschaft)

 Zahl der Arbeitslosen dürfte unter drei Millionen sinken. Die gute Entwick-

lung der deutschen Wirtschaft hat sich im Juli und August erneut sehr erfreulich
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auf den Arbeitsmarkt ausgewirkt. Die Zahl der Erwerbslosen sank im vergange-

nen Monat auf 3,188 Millionen Personen oder 7,6 Prozent. Im Vergleich zum

Vorjahr ist das ein Minus von 283.000. Deutschland nimmt damit im internationa-

len Vergleich eine Spitzenposition ein. Im Verlauf des nächsten Jahres dürfte die

Zahl der Arbeitslosen unter drei Millionen sinken. Mit dem Rückgang der Zahl

der Erwerbslosen war in den vergangenen Monaten zugleich ein deutlicher Zu-

wachs an sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung verbunden. Im Juni lag

sie nach einer Hochrechnung der Bundesagentur für Arbeit bei 27,66 Millionen;

gegenüber dem Vorjahr war das ein Plus von 284.000. Auch die konjunkturelle

Kurzarbeit hat sich inzwischen deutlich reduziert. Nach vorläufigen Daten wurde

im Juni an 406.000 Arbeitnehmer Kurzarbeitergeld gezahlt. Das waren 82.000

weniger als im Vormonat und 960.000 weniger als noch vor einem Jahr. Gegen-

über dem Höhepunkt im Mai 2009 hat sich die Zahl der Kurzarbeiter damit um

fast drei Viertel reduziert.

(Quellen: Bundesagentur für Arbeit und Statistisches Bundesamt)

 Deutschland gewinnt deutlich an Wettbewerbsfähigkeit. Nach einer Unter-

suchung des Weltwirtschaftsforums ist die Bundesrepublik in diesem Jahr in den

Kreis der fünf wettbewerbsfähigsten Nationen aufgerückt. Sie verbesserte sich

vom siebten auf den fünften Rang und liegt damit nur noch knapp hinter den

USA, die bis zum Jahr 2008 die Rangliste des Weltwirtschaftsforums anführten.

Verglichen wurden insgesamt 139 Länder anhand von mehr als 110 Indikatoren.

Nach Auffassung des Weltwirtschaftsforums verdankt Deutschland seinen Auf-

stieg in den Kreis der fünf wettbewerbsfähigsten Nationen insbesondere einer

Verbesserung seines gesamtwirtschaftlichen Umfeldes. Im internationalen Ver-

gleich zeichne sich Deutschland vor allem durch einen flexiblen Arbeitsmarkt,

eine Infrastruktur von herausragender Qualität, eine hoch entwickelte Ge-

schäftskultur und ein Staatsdefizit aus, das in der Finanz- und Wirtschaftskrise

im Vergleich zu anderen Nationen nicht ganz so deutlich gestiegen sei.

(Quelle: Weltwirtschaftsforum)


